Sehr geehrter Herr Präsident,
Werte Kolleginnen und Kollegen aus Regierung und Parlament,
Bevor ich mich in meiner Rede den Bereichen Raumordnung, Wohnungswesen und Energie widme, möchte ich noch einige Worte zu den lokalen Behörden sagen.
Der Dialog mit den Gemeinden genießt in der DG einen hohen Stellenwert, wie der Ministerpräsident im September in seiner Regierungserklärung noch betonte. Dieser Dialog hat sich in den vergangenen Jahren intensiviert, und man kann es nur ausdrücklich begrüßen, dass die Regierung dies auch in Zukunft so fortführen möchte.
Die Zusammenarbeit mit den Gemeinden, um die Ziele des integrierten Energie- und Klimaplans zu erreichen zeugt von dieser guten Zusammenarbeit. So werden Energieeffizienzmaßnahmen der Gemeinden mittlerweile zu 80% anstatt zu 60% bezuschusst. Im Rahmen eines Förderprogramms werden bereits 20 innovative Energie-Projekte zu 90% bezuschusst.
Auch an den Gemeinden sind die vergangenen Krisen nicht spurlos vorbei gegangen. Und auch die steigenden Energiepreise haben die Gemeindekassen stark unter Druck gesetzt. 
Dass die DG hier nicht wegschaut, oder jegliche Zuständigkeit von sich weist, sondern den Gemeinden entschieden unter die Arme greift, kann man nur gutheißen.
So werden die Dotationen an die Gemeinden an die Inflation angepasst, und ab dem kommenden Jahr rekurrent um 5 Millionen Euro erhöht. Die Straßenbaudotationen werden ebenfalls im kommenden Jahr rekurrent um 33% erhöht. Und die inflationsbedingten Mehrkosten für Infrastrukturprojekte werden in Zukunft ebenfalls bezuschusst.
Diese Maßnahmen werden unsere Gemeinschaft einiges Kosten. Sie sind aber notwendig, wenn wir die Lebensqualität in unserer Gemeinschaft erhalten wollen. Wir würden langfristig einen weitaus höheren Preis zahlen, wenn wir dies nicht täten.
Ich komme nun auf die drei Bereiche Raumordnung, Wohnungswesen und Energie zu sprechen.
Mit der Übernahme dieser drei Kompetenzen haben wir wertvolle Hebel zur Gestaltung unserer Gemeinschaft in die Hand bekommen. Mit diesen drei Kompetenzen haben wir die Chance, unsere Gemeinschaft nachhaltig aufzuwerten und die Lebensbedingungen der Menschen konkret zu verbessern.
Zurecht wurde darauf hingewiesen, dass wir der Bevölkerung nun einen Beweis schuldig sind. Nach jahrelangen Forderungen und Verhandlungen wurden uns diese wichtigen Gestaltungsinstrumente endlich zugestanden. Jetzt liegt es an uns zu zeigen, dass diese Instrumente bei uns an der richtigen Stelle angesiedelt sind.
Ein erster Beweis für diesen Mehrwert ist mit Sicherheit in der Energiepolitik mit dem neuen Prämiensystem zu finden. Die Zahlen sprechen hier eine eindeutige Sprache:
So hat sich die Zahl der Anträge innerhalb eines Jahres von 70 auf 800 Anträge pro Jahr mehr als verzehnfacht. Gleichzeitig wurde das Budget von einer halben Millionen Euro auf ganze drei Millionen Euro erhöht.
Ein Grund für diesen Anstieg ist ohne Zweifel die Energiekrise. Auf der anderen Seite hat der Abbau administrativer Hürden aber sicherlich auch zu diesem bemerkenswerten Erfolg geführt. 
(Aus elf-seitigen Antragsformularen wurden zwei-seitige Antragsformulare. Ebenso hat man das aufwändige Auditverfahren abgeschafft.)
Mit zwei Monaten Bearbeitungszeit liegt man in der DG übrigens deutlich unter den Bearbeitungszeiten in der Wallonie und in Brüssel, wo man bis zu acht Monate warten muss.
Diese konkreten Verbesserungen hat man in der DG innerhalb kürzester Zeit geschaffen. Der größte Gewinner ist am Ende der Bürger.
Solche konkreten Mehrwerte gilt es natürlich auch in der Raumordnung und dem Wohnungswesen zu schaffen. 
(Die Aussagen des St. Vither Bürgermeisters in Bezug auf die Sektorenplanänderung an der Mailust zeigen dass die Übernahme der Raumordnung bereits für Verbesserungen gesorgt hat. Es sei nämlich dem Kompetenztransfer zu verdanken, dass diese Akte nun endlich an Fahrt aufnehme.)
Langfristig geht es in der Raumordnung und dem Wohnungswesen darum, ein kohärentes und maßgeschneidertes Konzept für unsere Gemeinschaft zu entwickeln. Dabei handelt es sich keineswegs nur um trockene technische Materie. 
Wir haben mit diesen beiden Kompetenzen einen großen Gestaltungsspielraum hinzugewonnen. Diesen gilt es unbedingt zu unserem Vorteil zu nutzen. Die angestrebte umfassende Reform dieser beiden Befugnisse wird die wirtschaftliche und soziale Entwicklung unserer Gemeinschaft nachhaltig prägen.
Der partizipative Ansatz, den man für diese Reformen gewählt hat, ist daher genau der richtige. Die Konzertierung aller relevanten Akteure und der Bevölkerung garantiert, dass wir am Ende eine schlüssige und lebbare Vision vorlegen können. 
So haben sich im Bereich des Wohnungswesens eine Arbeitsgruppe und der Bürgerrat „Wohnraum für alle!“ bereits eingehend mit der Materie beschäftigt. Die hier erarbeiteten Handlungsempfehlungen und Anregungen sind die Grundlage für die weitere Beschäftigung mit der Materie.
Die Fusion der beiden Bau- und Immobilienverwaltungsgesellschaften zu einer gemeinsamen Einrichtung – der ÖWOB – wurde bereits im Juni 2021 vollzogen. Für das Ziel mehr bezahlbaren und gesunden Wohnraum zu schaffen, ist die Bündelung der Kräfte und der Erfahrung unter einem gemeinsamen Dach für die neun Gemeinden der DG ein großer Vorteil.
Die Arbeit an der von der Regierung erstellten Orientierungsnote für das Wohnungswesen beginnt noch in diesem Jahr. Auch hier setzt man auf einen breit angelegten Dialog mit den relevanten Akteuren. Die Rückmeldungen der Bevölkerung, welche im Rahmen von „Ostbelgien leben 2040“ gesammelt wurden, haben in diesem Kontext natürlich auch einen großen Stellenwert.
Eine umfassende, kohärente und nachhaltige Vision sowohl des Wohnungswesens wie der Raumordnung lassen sich nicht auf drei Jahre herunterbrechen. Für die Erarbeitung eines ernstzunehmenden und breit konzertierten Konzeptes sollte man sich die nötige Zeit nehmen. 
So ist der Prozess mit den jüngst verabschiedeten Änderungen an der Raumordnungsgesetzgebung bei weitem noch nicht abgeschlossen. Es handelt sich hierbei nur um eine Zwischenetappe mit ersten Verbesserungen und Vereinfachungen innerhalb der bestehenden Gesetzgebung. In Erwartung des breit konzertierten Konzeptes zur Raumgestaltung ist es nur logisch, dass man das Reformpotential innerhalb der bereits bestehenden Gesetzgebung ausschöpft.
Zum Abschluss meiner Rede möchte ich noch darauf hinweisen, dass innerhalb des Paketes Raumordnung, Wohnungswesen und Energie bereits sehr viele Querverbindungen zu finden sind. Insbesondere die Raumordnung und das Wohnungswesen weisen viele Überschneidungen auf. Davon zeugt zum Beispiel die neu geschaffene Möglichkeit für Gemeinden, Projekte mit zahlreichen Wohneinheiten mit Auflagen im Bereich des sozialen Wohnungsbaus zu versehen. 
Es sei aber in diesem Zusammenhang auch darauf hingewiesen, dass diese drei Zuständigkeiten eine ganze Reihe weiterer Befugnisse berühren. So seien im Zusammenhang mit der Raumordnung beispielsweise noch die Verflechtungen mit der Landwirtschaft oder der Wirtschaft genannt. 
Wir können mit den drei neuen Befugnissen schon ein hohes Maß an Kohärenz und maßgeschneiderten Lösungen schaffen. Im Sinne der Kohärenz müsste allerdings in Zukunft auch über die Übertragung weiterer Teilbereiche nachgedacht werden.
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

